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ROGER HOFER Lernen und Geltung. Zur Normativität schulischen Lernens 
Schulisches Lernen gilt als eine Form ‚nicht‐privilegierten Lernens’, bei welchem biolo‐gisch  nicht  festgelegt  ist,  welche  Bedingungen  bestimmte  Lernprozesse  auslösen  und wie diese Lernprozesse verlaufen, so dass es zu dessen Entfaltung spezifischer pädago‐gisch‐didaktischer Anstrengung bedarf.1 Dabei wird in der aktuellen Pädagogik und Di‐daktik kontrovers diskutiert, welchen Beitrag eine neurowissenschaftliche Theorie des Lernens in Bezug auf die schulischen Bedingungen und Ansprüche leisten kann. Neuro‐wissenschaftlich betrachtet liegt Lernen vor, wenn sich eine physische Veränderung des Gehirns bzw. der Synapsenstärken  im Gehirn ergibt. Das genügt  für eine angemessene Bestimmung des  schulischen  Lernens  nicht, wie  Johannes Giesinger  kürzlich  in  dieser Zeitschrift dargelegt hat: »Nicht jede Veränderung des Gehirns ist schon Lernen«.2 Gie‐singer versteht das  schulische Lernen als  eine Form des kulturellen bzw. menschlichen Lernens und vertritt die These, dass Prozesse kulturellen Lernens  in dem Sinne einen »normativen Charakter« haben, als sie »mit der subjektiven Akzeptanz der Geltung des Gelernten einhergehen«.3 Der Lernende wird in eine kulturelle Praxis eingeführt, in der bestimmte »Regeln« und »Standards der Geltung« herrschen, die allerdings nicht expli‐zit  sein müssen. Wer  eine  kulturelle  Praktik  lernt,  erwirbt  sich  die  Fähigkeit,  die  ent‐sprechende Tätigkeit richtig auszuführen bzw. sie von falschen abzugrenzen. »Nötig ist das subjektive Bewusstsein der Richtigkeit des Gelernten, nicht aber vollständiges, pro‐positional  verfasstes Wissen  über  die  jeweilige  Praxis  und  die  Regeln,  welche  sie  lei‐ten«.4 Die Normativität kulturellen Lernens bedeutet, dass der Lernende als Teilnehmer, nicht nur als Beobachter, an den kulturellen und sozialen Praktiken auftreten muss, weil er nur so versteht, was er lernt. Daher erschliesst sich der »Sinn von Lernen nur aus der Perspektive eines Teilnehmers an personalen Beziehungen. Lernen  ist  stets Teil  inter‐subjektiver Verständigungsprozesse, welche vor dem Hintergrund gemeinsamer Regeln ablaufen und sich an Massstäben orientieren, welche die subjektive Perspektive  trans‐zendieren«.5 Weil die neurowissenschaftliche Theorie des Lernens vom Standpunkt ei‐nes objektivierenden Beobachters her  erfolgt,  entgeht  ihr die Normativität  kulturellen Lernens. Die Kernthese, dass menschliches Lernen normativen Charakter hat, weil es mit der Akzeptanz  der  Geltung  des  Gelernten  einhergeht,  illustriert  Giesinger  am  schulischen 
Lernen, das »in hohem Masse auf den Erwerb propositionalen Wissens ausgerichtet« sei. »Wenn propositionales Wissen aufgenommen und repetiert wird, ohne dass es subjektiv für gültig befunden wird, so wird man nicht sagen, dass es gelernt wurde. In diesem Sin‐ne muss die Aussage „Ich habe gelernt, dass das Schnabeltier ein eierlegendes Säugetier ist, glaube es aber nicht“ als selbstwidersprüchlich zurückgewiesen werden«.6 Diese Be‐hauptung  ist  nun  keineswegs  plausibel,  denn  gerade  wenn  der  Lernende  bestimmte Überzeugungen  bloss  »aufnimmt  und  repetiert«,  ist  es  durchaus  möglich,  dass  er  sie 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lernt, ohne dass er deren Geltung anerkennt, sonst wäre er ja gezwungen, alles, was er verstehen will und lernen muss, auch für gültig (wahr) zu halten. Dieser Einwand lässt sich  anhand  der  Auseinandersetzung mit  dem  Kreationismus,  wie  sie  im  Kontext  der 
Science  Education  in  den  USA  ausgetragen wird,  illustrieren:  Smith/Siegel  diskutieren das Problem, ob man bei der Vermittlung propositionalen Wissens  im Schulunterricht von den Lernenden fordern darf, dass sie glauben, was sie lernen.7 Smith/Siegel bestrei‐ten dies. Ausgangspunkt ihrer Überlegungen ist ein mögliches Schülerstatement der Art: »I  understand  that  theory  (e.g.,  evolution),  but  I  don’t  believe  it«. Der Begriff  ‚believe’ (‚glauben’) ist in diesem Kontext mehrdeutig, er kann (i) oder (ii) bedeuten:   (i) believe­in: ‚völlig sicher sein’ im Sinne einer starken persönlichen Verpflichtung zu einem Überzeugungssystem (religiöser Glaube). Bsp.: ‚S believes in God’.  (ii) believe­that:  ‚für wahr halten’ bzw.  ‚überzeugt sein’ mit einem bestimmten Grad von Sicherheit. Bsp. ‚S believes that homosexuality is wrong’.8  Giesingers  vermeintlicher  Selbstwiderspruch  ergibt  sich  weder  mit  (i)  noch  mit  (ii), denn ich kann als Kreationist die Evolutionstheorie als wissenschaftliche Theorie lernen und deren Beweise untersuchen, obschon ich aufgrund meiner persönlichen, religiösen Weltanschauung  nicht  an  sie  glaube.  Ebenso wenig  ergibt  sich  ein  Selbstwiderspruch mit der Lesart (ii): Ich kann die Evolutionstheorie in ihren Grundbegriffen und Hauptar‐gumenten lernen und verstehen, obschon ich sie nicht für wahr halte. Nur wenn ich sa‐ge: Ich habe gelernt, dass p, aber ich habe keine Überzeugung, dass p erworben, entsteht ein Widerspruch. Lernen, dass p impliziert, dass ich eine Überzeugung, dass p erworben habe, nicht aber, dass ich deren Geltung anerkenne.9 Giesingers Argumentation  läuft auf zwei Teilthesen hinaus, wobei  ich  im Folgenden auf das schulische Lernen fokussiere. Es geht um die Frage, was es heisst, im schulischen Unterricht  propositionales  Wissen  zu  erwerben  (lernen)  und  welche  Rolle  dabei  die Normativität spielt:  (I) Schulisches Lernen hat normativen Charakter und erfordert die Teilnehmerper‐spektive.  (II) Schulisches  Lernen  erfordert  die  subjektive Akzeptanz  der Geltung  des Gelern‐ten, d.h. die Anerkennung von Gründen.  These (I) stellt aus meiner Sicht eine für Didaktik und Pädagogik wichtige Einsicht dar. These (II) betrifft eine pädagogische, nicht eine  logische Frage, denn es  ist keineswegs zwingend, dass schulisches Lernen generell die Anerkennung der Geltung des Gelernten verlangt,  sondern Letzteres  ist Ausdruck eines bestimmten pädagogischen Programms und gilt daher nur für eine spezifische Form schulischen Lehrens und Lernens unter an‐deren. Mit der Unterscheidung der beiden Teilthesen möchte  ich zugleich zwei Ebenen 
der Normativität  unterscheiden.  Zum einen  geht  es  um die Normativität  von Überzeu­
gungen.10 Der  Erwerb  von Überzeugungen  ist  eine  normative Angelegenheit,  aber  das heisst nicht, dass dabei die Anerkennung der Geltung von Überzeugungen erforderlich ist. In diesem Zusammenhang werde ich Wittgensteins Erörterung von Moores Paradox aufgreifen. Auf der zweiten Ebene handelt es sich um die Berechtigung von Wissensan­
sprüchen, was ich anhand des Konzepts des Rationalen Dialogs des amerikanischen Er‐ziehungsphilosophen  Israel  Scheffler  erläutern  möchte.  Entsprechend  diesen  beiden Ebenen muss man  auch  zwei  unterschiedliche Begriffe  von  ‚schulischem Lernen’  bzw. ‚fachlichem Wissen’, welches in schulischen Lernprozessen erworben wird, unterschei‐den. 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1. Der normative Charakter von Überzeugungen 1.1 Begriffliche Vorbemerkungen Zunächst  ist eine Präzisierung des Begriffs  ‚Überzeugung’ erforderlich, wobei  ich mich auf vier erkenntnistheoretische Bestimmungen beschränke:11 Das Haben von Überzeu‐gungen setzt erstens das Beherrschen von Begriffen voraussetzt. Wer der Überzeugung ist,  dass  Bern  die  Hauptstadt  der  Schweiz  ist,  muss  unter  anderem wissen,  was  eine Hauptstadt ist, er muss also die Verwendung des Begriffs ‚Hauptstadt’ beherrschen. Wer nicht über Begriffe verfügt, kann auch keine Überzeugungen haben. Begriffe können da‐her als Elemente von Überzeugungen gelten, allerdings heisst das nicht, dass Überzeu‐gungen nur aus Begriffen bestünden oder Begriffe nur  für Überzeugungen wichtig wä‐ren.12 Weil die  Identität einer Überzeugung über den propositionalen Gehalt bestimmt wird, stellen Überzeugungen zweitens eine Form der Propositionalen Einstellungen (pro­
positional attitudes) dar. Sie werden durch Propositionen individuiert. Der propositiona‐le  Gehalt  bestimmt,  welche  Überzeugung  jemand  hat,  wobei  die  Unterschiede  in  den propositionalen  Gehalten  sowohl  von  der  Referenz  wie  von  der  Bedeutung  abhängig sind.13 Überzeugungen gehören drittens zu den  intentionalen Zuständen. Gemeint  ist  in diesem Zusammenhang nicht eine Absichtlichkeit, sondern eine Gerichtetheit auf etwas, z.B. ein Objekt oder eine Proposition. Hassen, lieben, verehren oder wünschen gehören zu den intentionalen Zuständen, die auf ein Objekt gerichtet sind. Man kann nicht has‐sen, ohne etwas zu hassen. Schmerzen hingegen sind keine intentionalen Zustände, weil sie nicht auf etwas gerichtet sind, aber sie gelten als geistige (mentale) Zustände. Über‐zeugungen sind intentionale Zustände, die auf eine Proposition gerichtet sind, weshalb sie  als  ‚propositionale  intentionale  Zustände’  bezeichnet werden.14  Generell  lassen  sich zwei Aspekte propositionaler  intentionaler Zustände  festhalten: der propositionale Ge­
halt und die Einstellung zum propositionalen Gehalt, die beim Glauben, Wünschen, Hof‐fen usw. in unterschiedlicher Form zum Ausdruck kommt. Aufgrund dieser zwei Aspekte bezeichnet man diese intentionalen Zustände auch als ‚propositionale Einstellungen’ der Form ‚S xt, dass p’, wobei ‚xen’ für den jeweiligen Einstellungstyp steht. Die für Überzeu‐gungen massgebende Einstellung (‚xen’) ist die des Für­Wahr­Haltens. Wenn ‚überzeugt sein’ ‚für wahr halten’ bedeutet, kann es sich nur auf etwas richten, was entweder wahr oder  falsch  ist.15 Eine vierte Bestimmung betrifft den normative Charakter des Begriffs ‚Überzeugung’ bzw. ‚Glauben’. Zum Thema „Glauben/Überzeugung“ gibt es bei Wittgen‐stein mehrere Auseinandersetzungen in verschiedenen Phasen, wobei ich im Folgenden vor allem seine Ausführungen zum normativen Charakter von intentionalen Einstellun‐gen wie ‚glauben’ aufgreifen will.16 
1.2 Moores Paradox Interessant und aufschlussreich  für die Klärung des normativen Charakters  von Über‐zeugungen  ist Wittgensteins  Erörterung  von Moores  Paradox.17  Dieser  stellt  fest,  dass der folgende Satz widersprüchlich ist:  (1) Es regnet, aber ich glaube es nicht. Obschon es vorkommt, dass wir etwas nicht glauben, wenngleich es wahr ist, klingt die‐ser  Satz  paradox.  Moore  versucht  eine  psychologische  Erklärung  zu  geben,  während Wittgenstein feststellt, dass es sich um ein logisches Problem handelt: Die logische Rolle von ‚ich glaube, dass p’ ist es, die Überzeugung, dass p auszudrücken. Nun hat die einfa‐che Äusserung  ‚p’ (es regnet) dieselbe Rolle wie die Äusserung  ‚ich glaube, dass p’ (ich glaube, dass es regnet), weshalb sich in (1) eine Inkonsistenz ergibt. Das Beispiel macht 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deutlich,  dass Überzeugung  bzw.  Glauben  nicht  ein Phänomen  ist,  das wir  in  uns beo­
bachten oder mit der Äusserung ‚ich glaube, dass p’ beschreiben. Wenn es so wäre, dass wir mit dem Ausdruck  ‚ich glaube, dass p’ etwas  im Geist oder  im Gehirn phänomenal beschreiben würden, ergäbe sich keine Inkonsistenz im Fall von (1), denn ich kann sehr wohl  das Wetter  beschreiben  und  zugleich  beschreiben,  wie  es  sich  in meinem  Geist oder Gehirn verhält, ohne dass eine Widersprüchlichkeit entsteht. Das intentionale Verb ‚glauben’  bezeichnet  daher  nicht  Phänomene,  Tätigkeiten,  Erscheinungen,  Vorgänge oder Zustände,18 sondern es hat eine logische Funktion und drückt aus, dass sich derje‐nige,  der  sich  die  Überzeugung  zuschreibt,  auf  einen  Anspruch  verpflichtet:  Indem  er eine Überzeugung ausdrückt, legt er sich in einer ganz bestimmten Weise fest, er bindet sich, weshalb er in Paradoxien gerät, wenn er sich in widersprüchlicher Weise festlegt. ‚Eine Überzeugung auszudrücken’ heisst nicht,  ‚eine Überzeugung zu beschreiben’ oder ‚von einer Überzeugung zu berichten’, sondern darin ist eine normative Bindung enthal‐ten.19  Mit dem normativen Charakter von Überzeugungen hängt deren nicht­episodische Na­
tur zusammen: Wer die intentionalen Einstellungen als Tätigkeiten, Ereignisse, Vorgän‐ge oder Zustände interpretiert, begeht einen Kategorienfehler:20  ‚Glauben’  ist weder et‐was, was man  tut,  noch  etwas, was  einem widerfährt  oder worin man  sich befindet,21 sondern es enthält eine normative Komponente, so dass derjenige, der glaubt, sich auf einen bestimmten Anspruch verpflichtet, den er unter Umständen einzulösen bereit sein muss. Zwar ist unbestritten, dass es geistige Tätigkeiten wie beispielsweise Kopfrechnen oder geistige Ereignisse wie das Hören von Verkehrslärm gibt. Ebenso sind geistige Vor‐gänge  im Sinne von  inneren Bildern oder Eindrücken sowie geistige Zustände wie Ge‐fühle oder Furcht unbestritten. Der Zusammenhang zwischen den intentionalen Einstel‐lungen und diesen geistigen Begleiterscheinungen ist aber kontingent, weil diese  inne‐ren Vorgänge, Zustände und Bilder nicht bestimmen, was  ich glaube, beabsichtige oder meine.22 Um  eine  Überzeugung  als  Überzeugung  mit  einem  spezifischen  Inhalt  zu  erfassen, muss man u.a. fragen, welche weiteren Überzeugungen eine Person hat, weil eine Über‐zeugung  »nur  im Netz  anderer Überzeugungen  verstanden,  ja  überhaupt  als Überzeu‐gung erfasst werden« kann.23 Der Inhalt einer Überzeugung ist daher sehr klar von de‐ren Realisierung zu trennen. Die Pointe im Hinblick auf intentionalen Einstellungen wie Überzeugungen  ist  somit,  dass  wir  deren  Inhalt  nicht  durch  Beobachtung  feststellen können, sondern u.a. dadurch, dass wir untersuchen, wie wir in unserer kulturellen und sprachlichen  Praxis  mit  Überzeugungen  umgehen,  welche  Rolle  sie  im  sprachlich‐begrifflichen Spiel haben. Das ist aber nur aus der Teilnehmerperspektive möglich, wie Giesinger  richtig  ausführt. Wittgenstein würde  sagen, dass wir die  grammatischen Re­
geln  des  Gebrauchs  der  entsprechenden  Ausdrücke  untersuchen müssen.24  »Um  über die Bedeutung des Wortes ‚denken’ klar zu werden, schauen wir uns selbst beim Denken zu: Was wir da beobachten, werde das sein, was das Wort bedeutet! – Aber so wird die‐ser Begriff eben nicht gebraucht. (Es wäre ähnlich, wenn ich, ohne Kenntnis des Schach‐spiels,  durch genaues Beobachten des  letzten Zuges  einer  Schachpartie herausbringen wollte, was das Wort  ‚mattsetzen’ bedeutet.)«.25 Wenn Überzeugungen  in der Teilneh‐merperspektive bestimmt werden müssen, kann nicht ausschliesslich von kausalen Er‐klärungen ausgegangen werden, sondern es sind teleologische Erklärungen erforderlich, weil menschliche Wesen aus Gründen handeln. Das bedeutet, dass sie sich nicht nur ge­
mäss  Regeln  verhalten,  sondern  sie  handeln  aus  einer  Einstellung  zu  Regeln  heraus, vermögen  diese  also  zu  bewerten,  zurückzuweisen  oder  zu  begründen.  Menschliches Handeln würde seinen Sinn verlieren, wenn es allein durch kausale Notwendigkeit er‐klärbar wäre.26 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Das Lernen von Überzeugungen ist daher insofern eine normative Angelegenheit, als der  Lernende  die  inferentiellen  Folgerungsbeziehungen,  in  denen Überzeugungen  ste‐hen,  nachvollziehen  und  verstehen muss, was  nur  aus  der  Perspektive  eines  Teilneh‐mers der kulturellen Praktiken möglich ist. Das bedeutet aber nicht, dass der Lernende eine  Überzeugung,  die  er  sich  erwirbt,  auch  anerkennen  muss,  denn  das  Lernen  von Überzeugungen hat gleichsam einen hypothetischen Status: Der Lernende muss zwar die normative Geltungsbeziehungen zur Kenntnis nehmen und begreifen, wenn er eine neue Überzeugung  lernt.  Insofern  führt  der  Erwerb  einer  neuen  Überzeugung  zu  Verände‐rungen  im  inferentiellen Geflecht der Überzeugungen, aber nicht  jede Veränderung  im System bedeutet bereits eine »Transformation subjektiver Geltungsannahmen« des Ler­
nenden.27 Ob der Lernende die erworbene Überzeugung selbst vertritt, ist eine vom Ler‐nen selbst getrennte Frage. Das Verstehen bzw. Begreifen einer Überzeugung und deren Anerkennung fallen nicht zusammen.  
 2. Die Anerkennung von Wissensansprüchen im rationalen Dialog Was Giesinger für das schulische Lernen generell fordert, nämlich die subjektive Akzep‐tanz der Geltung des Gelernten, erinnert an ein spezifisches pädagogisches Konzept, das der  amerikanische  Erziehungsphilosoph  Israel  Scheffler  bereits  vor  45  Jahren  vorge‐schlagen  hat.  Er  unterscheidet  zwei  Formen,  in  denen  propositionales Wissen  gelernt (erworben)  werden  kann,  wobei  er  sich  an  der  Standardanalyse  der  drei  klassischen Wissensbedingungen Überzeugung, Wahrheit und Rechtfertigung orientiert:28 
2.1 Wissen als wahre Überzeugung ‚Wissen’ bedeutet nach Scheffler zum einen »true belief«, wobei es sich beim Erwerb um eine  »mere  acquisition  of  beliefs«  handelt.29  Die  beiden  klassischen  Bedingungen  der Überzeugung und der Wahrheit erlauben nur einen schwachen Begriff von Wissen, weil die Berechtigungsbedingung fehlt. X weiss, dass Q, dann und nur dann, wenn gilt:30 (1) X hat die Überzeugung, dass Q gelernt und (2) Q ist wahr. Wer die Überzeugung, dass Q, gelernt hat, hat allerdings noch kein wirkliches Wissen im anspruchsvollen Sinne erworben, selbst wenn die Überzeugung Q wahr ist, denn Q ler‐nen  (und die Überzeugung Q haben) kann  ich auch, wenn  ich Q selber gar nicht aner‐kenne. Während Knowing‐that learning‐that impliziert, gilt das nicht umgekehrt: Damit ich weiss, dass Q, muss ich die Überzeugung, dass Q erworben bzw. gelernt haben. Ler‐nen muss aber nicht schon zu anspruchsvollem Wissen führen, sonst wäre es mir nicht möglich etwas zu lernen, was ich selbst in seiner Gültigkeit in Frage stelle. Scheffler ist letztlich  nicht  bereit,  diesen  schwachen  Begriff  von  Wissen  als  wahre  Überzeugung ernsthaft gelten zu lassen, denn ‚Wissen’ erfordert mehr als die Aufnahme von Informa‐tionen.31 »For  it does not  follow that  the student will know  these new facts simply be‐cause he has been informed. (...) To know the proposition expressed by a sentence is mo‐re than just to have been told it, to have grasped its meaning, and to have accepted it. It is to have earned the right, through one’s own effort or position, to an assurance of its truth. (...) For knowledge is not simply a storage of information by the learner».32  Im  traditionellen  Schulunterricht  nimmt  diese  Form  des  Erwerbs  propositionalen Wissens  dennoch  einen  grossen Raum  ein.  Ein  Problem  liegt  bei  einem  solchen  Lern‐ und Wissenskonzept darin, dass es durchaus erfolgreiche Methoden der Unterweisung gibt, die effektives Lernen bewirken können, die wir aber aus pädagogischen Gründen 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ausschliessen würden.  Scheffler denkt  an Lernprozesse unter  »Drohung, Hypnose, Be‐stechung,  Drogen,  Lügen,  Suggestion  und  offener  Gewalt«.33  Daraus  entspringen  sehr spezifische Erfordernisse an die schulische Lehr‐/Lernarrangements: »Im normalen Fall schliesst Lehren also die Anerkennung der ‚Vernunft’ des Schülers ein, d.h. seiner Forde‐rung nach Gründen und seiner Beurteilung dieser Gründe, obwohl solche Forderungen nicht  in  jeder  Phase  des  Lehrablaufs  gleichermassen  angemessen  sind«.34  Schulisches Lehren und Lernen dienen nicht einfach der Übertragung von wahren Überzeugungen auf die Lernenden,  sondern es erstrebt eine  Initiation  in einen offenen und  rationalen Dialog,35  wobei  dieses  pädagogische  Programm  einen  zweiten,  anspruchsvolleren  Be‐griff von Lernen und Wissen erfordert. 
2.2 Wissen als gerechtfertigte wahre Überzeugung  Wissen im anspruchsvollen Sinne liegt vor, wenn auch die Berechtigungsbedingung er‐füllt ist. X weiss, dass Q dann und nur dann, wenn gilt: (1) X hat die Überzeugung, dass Q gelernt und (2) Q ist wahr und (3) X hat berechtigte Gründe, die Überzeugung zu haben, dass Q. Knowing‐that im anspruchsvollen Sinne beruht auf dem Begriff der Rationalität: Wenn wir jemandem Wissen dieser Art zuschreiben, bedeutet das, dass wir ihm nicht nur eine wahre Überzeugung attestieren, sondern wir bekräftigen, dass er gute Gründe hat, diese Überzeugung zu hegen und dass er selbst die Kraft dieser Gründe anerkennt.36 »What is generally expected of the knower is that his autonomy be evidenced in the ability to con‐struct and evaluate fresh and alternative arguments, the power to innovate, rather than just the capacity to reproduce stale arguments earlier stored«.37 Der Erwerb propositio‐nalen Wissens schliesst hier im Sinne von Giesingers These die subjektive Akzeptanz der Geltung des Gelernten ein. Der Punkt ist aber, dass die Forderung nach einem rationalen Dialog nicht  für  jedes  Lehren notwendig  ist.  Rationaler Dialog und Lehren  fallen nicht zusammen. Daher kann die Theorie des  rationalen Dialogs nicht das Grundmodell des schulischen Lehrens und Lernens abgeben. Zweifellos wird der  rationale Dialog  in be‐stimmten  Lehrsituationen  erforderlich  und  angemessen  sein,  aber  er  stellt  nur  eine Lehrform unter anderen dar. Welche Stufe des Wissens wir  im schulischen Lernen an‐streben  sollen,  ist  eine  pädagogische,  keine  logische  Frage.  Das  bedeutet,  dass  schuli‐sches Lernen nicht schon die subjektive Akzeptanz der Geltung des Gelernten impliziert, sondern Letzteres ist Ausdruck eines bestimmten pädagogischen Programms. Zu beachten ist aber, dass die erkenntnistheoretische Wissensbedingung der episte‐mischen Rechtfertigung Scheffler dazu dient, das entsprechende pädagogisches Modell des  rationalen  Dialogs  zu  untermauern,  denn  nur  schulisches  Lehren  und  Lernen  im Sinne des rationalen Dialogs bringt anspruchsvolles Wissen hervor. Weil Wissen im an‐spruchsvollen  Sinne  der  Begründung  und  Kritik  bedarf,  ist  Lehren  auf  den  rationalen Dialog verpflichtet. Gibt man diesen programmatischen Anspruch preis, ist in der Schule nur  ein  schwacher  Begriff  von Wissen  im  Sinne  des  Lernens  wahrer  Überzeugungen möglich. Das läuft darauf hinaus, dass die subjektive Akzeptanz der Geltung des Gelern‐ten  im Sinne der Anerkennung  von Gründen  (Rationalität)  eine notwendige Bedingung für den Erwerb anspruchsvoller Formen von propositionalem Wissen darstellt. Obschon diese These durch die Geschichte des Wissensbegriffs ausreichend belegt  ist, erscheint mir ein auf die rationale Begründung fixierter Wissensbegriff im Hinblick auf die spezifi‐schen Bedingungen der schulischen Wissensbildung zu eng zu sein. 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2.3 Eine „programmatische“ Definition des Wissensbegriffs im schulischen Kontext Scheffler legt seinem Argument eine deskriptive Analyse des Wissensbegriffs zugrunde, die  im Wesentlichen der  Standardanalyse  folgt.  Aus heutiger  Sicht  kann man  aber die erkenntnistheoretisch‐logische  Analyse  von  ‚Wissen’  nicht mehr  einfach  als  selbstver‐ständlich voraussetzen, weil diese klassische Wissensanalyse selbst spätestens seit Get‐tier  kontrovers  diskutiert  wird.38  Die Mehrheit  der  Erkenntnistheoretiker  geht  davon aus, dass die klassischen drei Wissensbedingungen bei der Bestimmung von Wissen eine gewisse Rolle spielen, man ist sich aber auch einig, dass sie zusammen nicht hinreichend sind. Auf dem Hintergrund dieser internen Probleme der Standardanalyse in der Suche nach  notwendigen  und  vor  allem  hinreichenden  Bedingungen  für Wissen  erhebt  sich neuerdings  eine  pragmatisch  orientierte  Kritik.  Die  Ansprüche  der  Erkenntnistheorie seien generell überspannt, der Versuch, eine invariante und einheitliche Wissensstruk‐tur zu finden, dürfte zu hoch gegriffen sein.39 Unser Alltagsleben laufe viel grobmaschi‐ger ab. Wir meisterten praktische und technische Orientierungen mit Hilfe von Meinun‐gen, die wir nur sehr notdürftig begründen und ausweisen könnten. Der kognitive Haus‐halt des Einzelnen wie der Gesellschaft sei sehr stark durch situationsvariable pragmati‐sche Umstände bestimmt. Der pragmatische Vorschlag geht  in die Richtung, dass man den Inhalt des Begriffs von seiner praktischen Funktion, von seinem Zweck in konkreten Handlungszusammenhängen her zu bestimmen sucht. Zu fragen ist also primär nach der Rolle, die der Begriff ‚Wissen’ in spezifischen Kontexten spielt, und von diesen konkreten Interessen  und  Zwecken  her,  denen  er  dient,  ist  sodann  sein  begrifflicher  Gehalt  zu bestimmen.40 Diese pragmatisch orientierte Analyse von Wissen in der neuren Erkennt‐nistheorie entspricht der Bedeutung, welche Scheffler der programmatischen Definition in  der  Pädagogik  zuspricht,  welche  ebenso  auf  einem  vorausgesetzten  Interesse  be‐ruht.41 Daraus  lässt sich die These ableiten, dass  im schulischen Kontext nicht nur der Begriff ‚Lehren’, sondern auch der Begriff ‚Wissen’ in einer programmatische Definition zu formulieren ist, sofern dessen Gehalt nur über die besonderen Zwecke und Interes‐sen, die den jeweiligen Kontext konstituieren, bestimmbar ist. Auch die Wissensanalyse hat per se »praktische Implikationen« und schreibt dem Wissen eine »praktische Rolle«  zu, wie es für programmatische Definitionen nach Scheffler typisch ist.42  Aus  dieser  Sicht wird  der  offensichtlich  programmatische  Charakter  von  Schefflers Wissensbegriff deutlich, denn dass Wissensansprüche am Kriterium der rationalen Be‐gründung und des kritischen Dialogs zu beurteilen sind, mag für wissenschaftliche Dis‐kurse gelten, ist aber im Kontext der schulischen Wissensbildung keineswegs selbstver‐ständlich. Zweifellos ist damit ein wesentlicher Aspekt auch des schulischen Wissensbe‐griffs erfasst, aber eben nur ein Aspekt neben anderen, die für die schulische Wissens‐bildung relevant sind. Was oben in Bezug auf Schefflers Begriff des ‚Lehren’ eingewendet worden ist, muss auch für ‚Wissen’ festgehalten werden: Wie nicht alles schulische Leh‐ren und Lernen mit dem rationalen Dialog zusammen fällt, so ist nicht jedes Wissen im schulischen Kontext durch die Bedingung der epistemischen Rechtfertigung bestimmt. Schule dient ja in einem breiteren Sinne dem Aufbau von Wissen, der nicht automatisch mit Begründung und Kritik zusammen fällt. Der Austausch von Gründen (Kritik) und der Erwerb  von  anspruchsvollem Wissen müssen  sich  nicht  decken.  Gerade  vom  Philoso‐phieunterricht würde man beispielsweise erwarten, dass er sich ausschliesslich auf die Rechtfertigung  von  Wissensansprüchen  durch  Gründe  (Rationalität)  konzentriert,  die unterschiedlichen  Auffassungen  zum  Essayschreiben  in  der  Philosophiedidaktik  legen allerdings nahe,  selbst  in diesem Fach unterschiedliche Wissensformen  zu unterschei‐den.  Rosenberg  vertritt  ein  rationales  Essaykonzept,  verbindet  also  das  selbständige Untersuchen mit rationalen Bedingungen, denn der Essay dient der »begründeten Ver‐teidigung einer These«, zeigt, »wie man ein Problem  löst« oder »einen Streit entschei‐
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det«, wobei man sich auf Beweise und Belege stützt, auf logische Schärfe und Konsistenz des Argumentes achtet und begründete Kritik übt.43 Engels hingegen hält beim Essay‐schreiben den Vorgang der Reflexion  für wichtiger als das Ergebnis des Nachdenkens. Sein Anliegen  ist es, dass die Schülerinnen und Schüler  im kreativ‐spontanen Erfahren und Erkunden »aus dem Eigenen schöpfen« können, wobei es »keineswegs darauf an‐kommt, lediglich sichere Erkenntnisse wiederzugeben oder hieb‐ und stichfeste Antwor‐ten auf die sich stellenden Fragen zu geben«.44 Viel wichtiger ist, dass sich die Lernen‐den ihrer eigenen Sicht‐ und Denkweise vergewissern, durch »eigenes Nachdenken Ver‐borgenes ans Licht« holen und Lust verspüren, etwas »Eigenes hervorzubringen«.45 Es‐sayschreiben hat nach diesem (der Deutschdidaktik entlehnten) Verständnis eine stark heuristische  Funktion,  ist  also  eher  als  Erwerb  von  ‚Wissen’  aufgrund  eigenständiger authentischer Erfahrung und Reflexion zu verstehen, bei der die rationale Begründung eine untergeordnete Rolle spielt. Ob das bei solchem Essayschreiben zu Tage Geförderte als  ‚Wissen’ gelten kann,  ist – auf dem Hintergrund eines programmatischen Verständ‐nisses des Wissensbegriffs – eine pädagogische Entscheidung, die von den Zwecken bzw. Zielen der schulischen Wissensbildung und vom fachlichen Selbstverständnis abhängt. Das bedeutet, dass man den Wissensbegriff im schulischen Kontext nicht auf die Ra‐tionalitätsbedingung  festschreiben  sollte  bzw.  dass  sich  die  Forderung,  genau  dies  zu tun,  nicht  etwa  aus  einer  deskriptiven  Analyse  des  Begriffs  ‚Wissen’  ergibt,  sondern Ausdruck einer programmatischen, nämlich pädagogischen Entscheidung ist. Schefflers rationalistisches Programm des Wissensbegriffs im anspruchsvollen Sinne greift in die‐sem generellen Anspruch für die Wissensbildung in der Schule zu hoch.  Ich würde sehr wohl an der Forderung festhalten, dass die Lernenden das Gelernte in bestimmten Lehr‐/Lernarrangements  selbst  anerkennen  können  müssen,  allerdings  sollte  man  meiner Auffassung  nach  verschiedene  Formen  der  Anerkennung  sowie  zwei  unterschiedliche Anspruchsniveaus des schulischen Lehrens und Lernens unterscheiden. 
3. Zwei Anspruchsniveaus schulischen Lernens  3.1 Niveau I – Das ‚Begreifen’ fachlichen Wissens Lässt  man  die  epistemische  Rechtfertigung  im  schulischen  Unterricht  weg,  was  ja möglich  ist, weil  sie  keine  notwendige  Bedingung  des  schulischen  Lernens  darstellt,46 gelangt man zu einem schwachen Wissensbegriff.  Im  traditionellen  schulischen Unter‐richt macht diese Form der Wissensbildung wohl den grössten Anteil aus. Wir verzich‐ten dann darauf, dass die Lernenden beispielsweise Begründungen geben können, aber die korrekte Beherrschung der Begriffe des entsprechenden Fachgebietes ist unabding‐bar.47 Die Schülerinnen und Schüler müssen begriffliche Inferenzen beherrschen lernen, verstehen, worauf man  sich mit  einer  bestimmten Überzeugung  festlegt, was  also  ge‐mäss den begrifflichen Regeln der  fachlichen Domäne aus  ihr  folgt. Das bedeutet, dass man Begriffe nur in ihrem Zusammenhang lernen kann, indem man versteht und rekon‐struieren kann, durch welche komplexen Regeln die Begriffe eines Fachgebiets mitein‐ander  verknüpft  sind.  Erst  der  korrekte  Gebrauch  dieser  Begriffe  erlaubt  es,  richtige Aussagen im betreffenden Fachgebiet zu machen.48 Nur so ist es möglich, die Lernenden in die Praktiken der  entsprechenden Fachkulturen  einzuführen. Die primäre methodi‐sche Anforderung der Lernenden beim Wissensaufbau besteht daher darin, die begriffli‐chen Gebrauchsweisen der  fachlichen Domänen korrekt verstehen und rekonstruieren zu können. Nach Hirst  ist dies eine notwendige Bedingung von  fachlichem Lehren und Lernen,49 so dass alle korrekten Aussagen notwendigerweise der „logisch‐begrifflichen Grammatik“ des betreffenden Wissensgebietes entsprechen müssen. 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Weil Begriffe zentrale Komponenten von Überzeugungen sind und wer Überzeugun‐gen  haben will,  über  die  entsprechenden Begriffe  verfügen muss,  bewegt  sich  die  „lo‐gisch‐begriffliche Grammatik“  im Wesentlichen auf der Ebene der Überzeugungen und steht damit auf einer normativ‐logischen Grundlage.50 Eine erste Form der Normativität schulischen Lernens ist also im Hinblick auf das ‚Begreifen’ fachlichen Wissens zu beach‐ten: Dieses betrifft vor allem das Begriffslernen im Fach, und zwar nicht psychologisch, im  Hinblick  auf  die  tatsächlichen  geistigen  Prozesse  und  Aktivitäten  der  Lernenden, sondern  fachlich, d.h.  in Bezug auf  logisch‐inhaltliche Kriterien. Diese Normativität auf der Ebene von Begriffen bzw. Überzeugungen  stellt  eine notwendige  Grundlage  fachli‐cher Lernprozesse dar, sie schliesst aber noch nicht die Anerkennung von Überzeugun‐gen durch die Lernenden ein. 
3.2 Niveau II – Unterschiedliche Formen der Anerkennung von Wissensansprüchen Die Unterscheidung von zwei Anspruchsniveaus des schulischen Lernens – nämlich ei‐nes  schwachen  Wissensbegriffs  (wahre  Überzeugung  ohne  Berechtigung)  und  eines starken Wissensbegriffs (gerechtfertigte wahre Überzeugung) – läuft auf eine pädagogi­
schen Entscheidung  hinaus,  rein  logisch  betrachtet,  kann man  schulisches  Lehren  und Lernen ohne die Berechtigungsbedingung betreiben. Beschränkt man sich  im Schulun‐terricht  lediglich auf den schwachen Wissensbegriff, ergibt sich allerdings eine Diskre‐panz zwischen fachlichem Wissen und schulischer Wissensvermittlung: Wenn fachliches Wissen mit  der  Bedingungsstruktur  von Wissen  als  gerechtfertigter  wahrer  Überzeu‐gung  erläutert  wird,51  wird man  sowohl  die Wahrheitsbedingung  als  auch  die  Bedin‐gung,  dass  wahre  Überzeugungen  nach  bestimmten  Verfahrensregeln  und  Standards gerechtfertigt werden müssen, als massgebend für fachliches Wissen erachten. Weshalb soll  aber  gerade  die  kritische  Rechtfertigung  der  Wissensansprüche,  welche  ein  ent‐scheidendes Gütekriterium fachlichen Wissens darstellt, in der schulischen Vermittlung wegfallen? Es ist daher aus meiner Sicht unerlässlich, im schulischen Unterricht auch auf den Erwerb anspruchsvoller Wissensformen hinzuarbeiten. Angestrebt wird auf diesem zweiten Anspruchsniveau eine den Fähigkeiten und Möglichkeiten der Lernenden ange‐passte Kultur der Rechenschaftslegung, welche auf eine Sensibilisierung  für die Verant‐wortlichkeit gegenüber dem, was man als Wissen annimmt, hinarbeitet. Diese Anerken‐nung von Wissensansprüchen stellt aus meiner Sicht eine zweite Form der  Normativität von schulischem Lernen dar. Sie betrifft nicht die Ebene der Begriffe bzw. Überzeugun‐gen,  sondern die des ausweisbaren Wissens.  In diesem Zusammenhang kann man von Geltung und Anerkennung sprechen, ich bevorzuge allerdings den breiteren Begriff der ‚Berechtigung’: Mein konkreter Vorschlag, den  ich an dieser Stelle nur grob skizzieren kann,52  besteht  darin,  die  Berechtigungsbedingung  von  fachlichem Wissen  im  schuli‐schen Kontext zu differenzieren und neben der rationalen Begründung mindestens zwei weitere Formen der Berechtigung zuzulassen: Nutzung (Gebrauch) und Erfahrung (Au‐thentizität).53  Dadurch  ergeben  sich  auf  dem  höheren  Anspruchsniveau  drei  unter‐schiedliche Wissensformen: Begründungswissen (rationales Wissen), Gebrauchswissen (pragmatisches Wissen) und Erfahrungswissen (authentisches Wissen).  Die  besondere  Funktion  der  Berechtigungsbedingung  besteht  darin  anzugeben,  durch welche  konkreten methodischen Aktivitäten  eine wahre Überzeugung  als Wissen aus­
gewiesen werden kann. Es geht um den methodischen Aufbau des Wissens in einem qua‐litativen  Sinn:  Nur  ein bestimmter  Umgang mit wahrer  Überzeugung  kann  als Wissen gelten, wobei hierfür Kriterien und Bedingungen festgelegt werden. Die dritte Wissens‐bedingung  ist  also  eine  nicht‐propositionale  methodische  Komponente  innerhalb  des Wissensbegriffs. Nehmen wir als erstes Beispiel nochmals Schefflers Interpretation der 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Berechtigungsbedingung:  Eine  wahre  Überzeugung  wird  nur  dann  als  Wissen  aner‐kannt, wenn  sie  zureichend  durch  Gründe  gestützt werden  kann.  Es  gibt  bessere  und schlechtere Argumente, wobei hierfür Kriterien und Standards bestehen, die im jeweili‐gen Fachbereich bestimmen, was als gutes Argument gilt. Die Berechtigungsbedingung wird  in  diesem  Fall  am  Zweck  der  Begründung  (Rationalität)  orientiert.  Die  entspre‐chenden methodischen Aktivitäten wenden rationale Kriterien auf wahre Überzeugun‐gen an und konstituieren so Begründungswissen (rationales Wissen).  Wir  können  die  methodischen  Aktivitäten,  die  in  der  Berechtigungsbedingung  be‐schrieben sind und Wissen konstituieren, auch auf einen anderen Zweck ausrichten und gelangen so zu einer zweiten Wissensform, dem Gebrauchswissen (pragmatischen Wis‐sen):  Wer  handelt,  braucht  wahre  Überzeugungen,  und  zwar  hat  er  ein  Interesse  an wahren  Überzeugungen,  weil  die  sein  Handeln  erfolgreicher machen.  Nur  in wenigen Fällen können wir allerdings selber und allein zu diesen wahren Überzeugungen gelan‐gen. Das meiste von dem, was wir wissen, wissen wir von anderen. In unserer komple‐xen modernen Welt  sind wir  zunehmend auf gute Auskunftgeber  (Experten) angewie‐sen, weil wir gar nicht alle Überzeugungen, die wir zum Handeln brauchen, selber ent‐wickeln und prüfen können. Es wird also zu einer vordringlichen Aufgabe, fremde Über‐zeugungen richtig einschätzen zu können. Auch hier kann ich die Nutzung der fremden Überzeugungen  besser  oder  schlechter  vollziehen.  Eine  übernommene  Überzeugung kann im konkreten Fall, selbst wenn sie wahr  ist, unbrauchbar sein. Es stellt sich auch hier die konkrete Frage, unter welchen methodischen Bedingungen  ich berechtigt bin, eine  solche  fremde Überzeugung  als Wissen  anzuerkennen,  gerade wenn  ich  sie  nicht selber  auf  ihre Gültigkeit  hin  prüfen  oder  sie  in  ihrer Genese nachvollziehen  kann.  Es wird  in  diesem  Fall  darum  gehen,  Kriterien  anzugeben,  die  eine  solche  Nutzung  der fremden  wahren  Überzeugung  methodisch  regeln.  Die  Berechtigungsbedingung  wird dann am Prinzip der Nutzung orientiert. Wenn ich von ‚Nutzung’ spreche, meine ich das Anerkennen von fremden Überzeugungen als Wissen in konkreten Handlungskontexten. Wissen, das auf diese Weise methodisch konstituiert wird, bezeichne ich als Gebrauchs‐wissen. Eine dritte Wissensform entsteht durch eine weitere Variante, die Berechtigungsbe‐dingung zu interpretieren. Es geht um das Erfahrungswissen (authentische Wissen):54 In einer Gesellschaft können nicht alle gute  Informanten nutzen, es braucht auch authen‐tisch Wissende, die durch eine eigenständige,  intensive und wiederholte Auseinander‐setzung mit Fragen und Problemen zu Wissen gelangt sind. Auch in diesem Fall  lassen sich methodische Aktivitäten, durch die  jemand  in authentischer Weise Wisse erwirbt, beschreiben.  Im  Vordergrund  steht  dann  ein  methodisch‐technisch‐diagnostisches Know‐how,  das  auf  personen‐  und  situationsgebundenen Erfahrungen beruht. Die Be‐rechtigungsbedingung richtet sich am Prinzip der eigenen Erfahrung (Authentizität) aus. Wahre Überzeugungen werden dadurch zu Wissen, dass sie in authentischer Weise er‐worben werden. So entsteht Erfahrungswissen, das durch die Erfahrungen und Leistun‐gen der konkreten Person verbürgt ist. Begründungswissen,  Gebrauchswissen  und  Erfahrungswissen  weisen  also  je  eine spezifische Interpretation der Berechtigungsbedingung auf. Wenn es darum geht, wahre Überzeugung zu begründen, spielen andere Bedingungen mit, um berechtigterweise von Wissen reden zu können, als wenn es darum geht, wahre Überzeugungen erfolgreich zu nutzen oder wahre Überzeugungen eigenständig zu erwerben. Damit  ist  für die schuli‐sche  Wissensbildung  zweierlei  gewonnen:  Erstens  wird  die  Berechtigungsbedingung nicht eliminiert, womit man an einem methodisch anspruchsvollen Wissensbegriff fest‐halten kann. Zweitens wird die Berechtigungsbedingung nicht auf die rationale Begrün‐dung  und damit  auf  das  Prinzip  der Rationalität  eingeengt,  sondern  es werden neben 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der Rationalität auch andere Zwecke wie die Nutzung und die Erfahrung einbezogen. So lässt sich die schulische Wissensbildung mit den drei Wissensformen Begründungswis‐sen, Gebrauchswissen und Erfahrungswissen breiter und differenzierter  fassen, womit man deren Komplexität besser gerecht wird. Jede der drei Wissensformen und die ent‐sprechenden Prinzipien sind jeweils Ausdruck eines bestimmten programmatischen An‐spruchs der  schulischen Wissensbildung. Hinter den  jeweiligen Wissensformen stehen spezifische  Interessen  und  Zwecke,  die  innerhalb  des  schulischen  Kontextes  pädago‐gisch  zu  reflektieren  und  zu  begründen  sind.  Die  Normativität  schulischen  Lernens kommt damit – neben der  „logisch‐begrifflichen Grammatik“ – auch auf einer höheren Ebene  in  unterschiedlichen  Formen  der  Anerkennung  von  Wissensansprüchen  zum Ausdruck. 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53 Zum theoretischen Hintergrund der beiden Wissensformen ‚Gebrauchswissen’ und ‚Erfahrungswissen’ vgl. Craig, Was wir wissen können, a.a.O., sowie Enskat, Authentisches Wissen, a.a.O. 54 Ich spreche in Anlehnung an Enskat von ‚Authentizität’, wobei der Begriff nicht einfach auf die Aufrich‐tigkeit und Echtheit der Äusserungen eines Subjekts verweist, sondern dessen eigenständige Auseinan‐dersetzung mit einer Untersuchungsfrage bedeutet. Das gebe ich mit dem Begriff ‚Erfahrungswissen’ zum Ausdruck (vgl. Enskat, Authentisches Wissen, a.a.O.). 
